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1100-1-1 

Bekanntmachung 
der Neufassung des 

Bayerischen Abgeordnetengesetzes 

Vom 15~ November 1990 

Auf Grund des § 2 des Gesetzes zur Änderung des 
Bayerischen Abgeordnetengesetzes vom 24. August 
1990 (GVBl S. 320, BayRS 1100-1-1) wird nachste­
hend der Wortlaut des Bayerischen Abgeordneten­
gesetzes in der vom 1. November 1990 an geltenden 
Fassung bekanntgemacht. 

Die Neufassung ergibt sich aus den Änderungen 
durch 

1. das Gesetz zur Änderung des Bayerischen Abge- . 
ordnetengesetzes vom 20. Dezember 1983 (GVBl 
S .1098), 

2. das Gesetz zur Änderung des Bayerischen Abge­
ordnetengesetzes vom 4. April 1985 (GVBI S. 77), 

3. das Gesetz zur Änderung des Bayerischen Abge­
ordnetengesetzes vom 15. Mai 1986 (GVBl S. 65), 

4. das Gesetz zur Änderung des Bayerischen Abge­
ordnetengesetzes vom 30. Juli 1987 (GVBl S. 245), 

5. das Gesetz zur Änderung des Bayerischen Abge­
ordnetengesetzes vom 25. Juli 1988 (GVBl S. 212), 

6. das Gesetz zur Änderung des Bayerischen Abge­
ordnetengesetzes vom 15. Oktober 1989 (GVBl 
S.573), 

7. das Gesetz zur Änderung des Bayerischen Abge­
ordnetengesetzes vom 24. Juli 1990 (GVBl 
S.234), 

8. das Gesetz zur Änderung des Bayerischen Abge­
ordnetengesetzes vom 24. August 1990 (GVBl 
S.320). 

München, den 15. November 1990 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Edmund S t 0 i b er, Staatsminister 

1100-1-1 

Gesetz 
über die Rechtsverhältnisse 

der Mitglieder des Bayerischen Landtags 
(Bayerisches Abgeordnetengesetz) 

in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 15. November 1990 

Inhaltsübersicht 

Erster Teil 

Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft im 
. Bayerischen Landtag 

Art. 1 Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft 

Zweiter Teil 

Mitgliedschaft im Bayerischen Landtag 
und Beruf 

Art. 2 Schutz derfreien Mandatsausübung 
Art. 3 Wahlvorbereitungsurlaub 
Art. 4 Berufs- und Betriebszeiten 

Dritter Teil 

Entschädigung der Mitglieder 
des Bayerischen Landtags 

und Versorgung 

1. Abschnitt 

Leistungen an Mitglieder 
des Bayerischen Landtags 

Art. 5 Entschädigung 
Art. 6 Aufwandsentschädigung 

Art. 7 Kürzung der Kostenpauschale 
Art. 8 Bezug anderer Tage- oder Sitzungsgelder 
Art. 9 Wegfall des Anspruchs auf Aufwandsentschädigung 
Art. 10 Dienstreisen . 

2. Abschnitt 

Leistungen nach Ausscheiden 
aus dem Bayerischen Landtag 

Art . 11 Übergangsgeld 
Art. 12 Anspruch auf Altersentschädigung 
Art. 13 Höhe der Altersentschädigung 
Art. 14 Berücksichtigung von Mandatszeiten in anderen Parla-

menten 
Art. 15 Gesundheitsschäden 
Art. 16 Versorgungsabfindung 
Art. 17 Überbrückungsgeld für Hin terbliebene 
Art. 18 Hinterbliebenenversorgung 
Art. 18 a Versorgungsausgleich 
Art. 19 Anwendung beamtenrechtlicher Vorschriften 

3. Abschnitt 

Zuschuß zu den Kosten in Krankheits-. 
Geburts- und 'lbdesfällen. Unterstützungen 

Art. 20 Zuschuß zu den Kosten in Krankheits- , Geburts- und To­
desfällen 

Art. 21 Unterstützungen 
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4. Abschnitt 

Anrechnung beim Zusammentreffen 
mehrerer Bezüge aus öffentlichen Kassen 

Ar t . 22 Anrechnung mehrerer Bezüge aus öffentlichen Kassen 

5. Abschnitt 

Gemeinsame Vorschriften 

Art. 23 Berich t über die Angem essenheit der Entschädigung 
Art. 24 Beginn und Ende der Ansprüche, Zahlungsvorschriften 
Ar t . 25 Aufrundung 
Art . 26 Verzicht, Übertragbarkeit 
Art. 27 Verwendung im öffentlichen Dienst 

Vierter Teil 

Angehörige des öffentlichen Dienstes 
im Bayerischen Landtag 

1. Abschnitt 

Wahlvorbereitungsurlaub 

Art. 28 Wahlvorbereitungsurlaub 

2. Abschnitt 

Unvereinbarkeit von Amt und Mandat 

Art.29 Unvereinbare Ämter 
Art . 30 Ruhen der Rechte und Pflichten aus einem öffentlich-

r echtlichen Dienstverhältnis 
Art. 31 Wied erverwendung nach Beendigung des Mandats 
Art . 32 Dienstzeiten im öffentlichen Dienst 
Art . 33 Entlassung 
Art. 34 Beförderungsverbot 
Ar t. 35 Beamte auf Zeit , Wahlbeamte a uf Zeit 
Ar t. 36 Richter und Angestellte des öffentlichen Dienstes 

Fünfter Teil 

Übergangsregelung, Inkrafttreten 

Art . 37 Ü bergangs regelung für die Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes 

Art. 38 Versorgung fü r Zeiten vor Inkrafttreten des Gesetzes 
Art. 39 Versorgungsabfindung 
Ar t . 40 Anrechnung früherer Versorgungsbezüge 
Art . 41 Anrechnung von Zeiten für d as Übergangsgeld 
Art. 42 Zuschuß zu den Kosten in Krankheits- , Gebur ts- und 

Todesfällen und Unterstü tzungen für ehem alige Mitglie­
der des Bayer ischen Landtags 

Art . 43 Besteuerung 
Ar t. 43 a Anwendung bisherigen und neuen Rechts auf Versor­

gungsansprüche und Versorgungsanwartschaften , die 
vor dem 1. November 1990 en tstanden sind 

Art. 44 Inkrafttreten , Weitergeltung alten Rechts 

Erster Teil 

Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft im 
Bayerischen Landtag 

Art . 1 

Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft 

Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft im Baye­
rischen Landtag regeln sich nach den Vorschriften 
des Landeswahlgesetzes. 

Zweiter Teil 

Mitgliedschaft im Bayerischen Landtag 
und Beruf 

Art. 2 

Schutz der freien Mandatsausübung 

(1) Niemand darf gehindert werden, sich um ein 
Mandat im Bayerischen Landtag oder in der gesetz­
gebenden Körperschaft eines anderen Landes zu 
bewerben, es zu übernehmen oder auszuüben. 

(2) Benachteiligungen am Arbeitsplatz im Zu­
sammenhang mit der Bewerbung um ein Mandat 
sowie der Annahme und Ausübung eines Mandats 
sind unzulässig. 

(3) 1 Eine Kündigung oder Entlassung wegen der 
Annahme oder Ausübung eines Mandats ist unzu­
lässig. 2Eine Kündigung ist im übrigen nur aus 
wichtigem Grund zulässig. 3Der Kündigungs­
schutz beginnt mit der Aufstellung des Bewerbers 
durch das dafür zuständige Organ der Partei oder 
mit der Einreichung des Wahlvorschlags. 4Er gilt 
ein Jahr nach Beendigung des Mandats fort . 

Art . 3 

Wahlvorbereitungsurlaub 

1 Einem Bewerber um einen Sitz im Bayerischen 
Landtag oder in der gesetzgebenden Körperschaft 
eines anderen Landes ist zur Vorbereitung seiner 
Wahl innerhalb der letzten zwei Monate vor dem 
Wahltag auf Antrag Urlaub bis zu zwei Monaten zu 
gewähren. 2Ein Anspruch auf Fortzahlung des Ge­
halts oder des Lohnes besteht für die Dauer der Be­
urlaubung nicht. 

Art. 4 

Berufs- und Betriebszeiten 

(1) Die Zeit der Mitgliedschaft im Bayerischen 
Landtag und in der gesetzgebenden Körperschaft 
eines anderen Landes ist nach Beendigung des 
Mandats auf die Berufs- und Betriebszugehörig­
kei t anzurechnen. 

(2) Im Rahmen einer bestehenden betrieblichen 
oder überbetrieblichen Altersversorgung wird die 
Anrechnung nach Absatz 1 nur im Hinblick auf die 
Erfüllung der Unverfallbarkeitsfristen des § 1 des 
Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Al­
tersversorgung vorgenommen. 

Dritter Teil 

Entschädigung der Mitglieder 
des Bayerischen Landtags 

und Versorgung 

1. Abschnitt 

Leistungen an Mitglieder 
des Bayerischen Landtags 

Art. 5 

Entschädigung 

(1) Ein Mitglied des Bayerischen Landtags er­
hält eine monatliche Entschädigung in Höhe von 
8301 Deutsche Mark. 
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(2) Die Entschädigung beträgt für den Präsiden­
ten das Zweifache, für stellvertretende Präsidenten 
das Eineinhalbfache der Entschädigung nach Ab­
satz 1. 

Art. 6 

Aufwandsentschädigung 

(1) Ein Mitglied des Bayerischen Landtags er­
hält zur Abgeltung der durch das Mandat veranlaß­
ten Aufwendungen eine Amtsausstattung, die 
Geld- und Sachleistungen umfaßt . 

(2) I Ein Mitglied des Bayerischen Landtags er­
hält eine monatliche Kostenpauschale für 

1. allgemeine Unkosten, insbesondere für die Be­
treuung des Stimm- und Wahlkreises, Büroko­
sten, Porto und Telefon sowie sonstige Auslagen, 
die sich aus der Stellung des Mitglieds des Baye­
rischen Landtags ergeben, 

2. Mehraufwendungen für Verpflegung und Über­
nachtung am Sitz des Bayerischen Landtags und 
bei Reisen, 

3. Kosten für Fahrten in Ausübung des Mandats 
unbeschadet der Regelung in Art. 10 

., in Höhe von 4448 Deutsche Mark. 2Ein Mitglied 
des Bayerischen Landtags, dem ein landes eigener 
Dienstwagen zur ausschließlichen Verfügung steht 
oder das Amtsbezüge bezieht, erhält eine um 25 v. H . 
verminderte Kostenpauschale. 

(3) Zur Amtsausstattung gehören auch die Be­
nutzung der Fernsprechanlagen im Parlamentsge­
bäude und die Inanspruchnahme sonstiger Sachlei­
stungen des Bayerischen Landtags in Ausübung des 
Mandats sowie die Benutzung der städtischen Ver­
kehrsmittel Münchens. 

(4) Die Mitglieder des Bayerischen Landtags ha­
ben das Recht zur freien Fahrt auf allen staatlichen 
Verkehrseinrichtungen in Bayern. 

(5) Ab dem Tag ihrer Wahl erhalten eine monatli­
che im voraus zu gewährende Aufwandsentschädi­
gung 

a) der Präsident von 1 992 Deutsche Mark, 

b) die Vizepräsidenten von 998 Deutsche Mark, 

c) die Ausschußvorsitzenden von 940 Deutsche 
Mark, 

d) die stellvertretenden Ausschußvorsitzenden von 
706 Deutsche Mark. 

(6) Aufwendungen für die Beschäftigung von 
Mitarbeitern werden nach Maßgabe des Haushalts­
gesetzes ersetzt. 

Art. 7 

Kürzung der Kostenpauschale 

(1) IDer Präsident bestimmt im Benehmen mit 
dem Ältestenrat, welche Tage als Sitzungs tage gel­
ten. 2Während jeder Sitzung wird eine Anwesen­
heitsliste ausgelegt. 3Trägt sich ein Mitglied des 
Bayerischen Landtags nicht in die Anwesenheitsli­
ste ein, werden ihm 80 Deutsche Mark von der Ko­
stenpauschale einbehalten. 4Bleibt ein Abgeordne­
ter einer Sitzung, die sich über den ganzen Tag er-

streckt, vormittags oder nachmittags fern , ermä­
ßigt sich der Abzugsbetrag auf die Hälfte. 5Die Ein­
tragung in die Anwesenheitsliste wird vom Zeit­
punkt der Auslegung an ersetzt durch Amtieren als 
Präsident, durch protokollierte Wortmeldung in ei­
ner Sitzung des Bayerischen Landtags, durch Teil­
nahme an einer namentlichen Abstimmung oder ei­
ner Wahl mit Namensaufruf, durch Eintragung in 
die Anwesenheitsliste eines Ausschusses oder des 
Ältestenrats oder durch eine Dienstreisegenehmi­
gung für den Sitzungstag. 

(2) IEinem Mitglied des Bayerischen Landtags , 
das an einer namentlichen Abstimmung oder einer 
Wahl mit Namensaufruf nicht teilnimmt oder das 
bei 'der Feststellung der Beschlußfähigkeit durch 
Namensaufruf nicht anwesend ist, werden 80 Deut­
sche Mark von der monatlichen Kostenpauschale 
abgezogen, sofern nicht b ereits ein Abzug nach Ab­
satz 1 erfolgt. 2Der Betrag kommt für einen Tag nur 
einmal zum Abzug. 

(3) Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung, 
wenn das Mitglied im Auftrag des Bayerischen 
Landtags an einer sonstigen Veranstaltung teil­
nimmt. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für 
die Vollsitzungen der Fraktionen. 

Art. 8 

Bezug anderer Tage- oder Sitzungsgelder 

I Bezieht ein Mitglied des Bayerischen Landtags 
an einem Tag, an dem es sich in die Anwesenheitsli­
ste des Bayerischen Landtags eingetragen hat,' 
Tage- oder Sitzungsgelder aus anderen öffentli­
chen Kassen, so werden 30 Deutsche Mark von der 
monatlichen Kostenpauschale einbehalten, jedoch 
nicht mehr als die aus anderen öffentlichen Kassen 
geleisteten Tage- oder Sitzungsgelder. 2Das gleiche 
gilt für Auslandsdienstreisen, die auf einen Sit­
zungstag fallen. 

Art. 9 

Wegfall des Anspruchs 
auf Aufwandsen tschädigung 

Ein Mitglied des Bayerischen Landtags, das im 
letzten Vierteljahr der Wahlperiode in den Bayeri­
schen Landtag eintritt, hat keinen Anspruch auf 
Leistungen nach Art. 6 Abs. 2, wenn der Bayerische 
Landtag, abgesehen von den nach Art . 26 der Ver­
fassung eingesetzten Ausschüssen, seine Tätigkeit 
bereits abgeschlossen hat. 

Art . 10 

Dienstreisen 

(1) Dienstreisen sind Reisen für den Bayerischen 
Landtag außerhalb des Freistaates Bayern, die vor 
Antritt der Reise vom Präsidenten genehmigt wor­
den sind. 2Die Mitglieder des Bayerischen Land­
tags sind berechtigt, Dienstreisen mit dem Flug­
zeug oder Schlafwagen durchzuführen. 3 Für 
Dienstreisen wird Reisekostenvergütung nach der 
höchsten Klasse und Stufe des Bayerischen Reise­
kostengesetzes gewährt. 
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(2) Beruft der Präsident oder ein Ausschußvor­
sitzender mit Genehmigung des Präsidenten eine 
im Sitzungsplan nicht vorgesehene Sitzung ein, so 
sind den teilnehmenden Mitgliedern des Bayeri­
schen Landtags die notwendigen Fahrtkosten zu 
erstatten, sofern sich das Mitglied des Bayerischen 
Landtags am Tag der Sitzung außerhalb des Lan­
des aufhält. 

2. Abschnitt 

Leistungen nach Ausscheiden 
aus dem Bayerischen Landtag 

Art. 11 

Übergangsgeld 

(1) lEin Mitglied des Bayerischen Landtags er­
hält nach seinem Ausscheiden aus dem Bayerischen 
Landtag Übergangsgeld, sofern es dem Bayeri­
schen Landtag mindestens ein Jahr angehört hat. 
2Das Übergangsgeld wird in Höhe der Entschädi­
gung nach Art. 5 für mindestens drei Monate ge­
währt. 3Für jedes weitere Jahr der .Zugehörigkeit 
zum Bayerischen Landtag wird das Ubergangsgeld 
für einen weiteren Monat, höchstens für 24 Monate 
gewährt. 4Zeiten, für die bereits Übergangsgeld ge­
zahlt worden ist, bleiben unberücksichtigt. 5Bei 
der Berechnung der Mandatsdauer wird ein ver­
bleibender Rest von mehr als einem halben Jahr als 
volles Jahr gezählt; datumsmäßige Verschiebungen 
des Wahltags bleiben jedoch unberücksichtigt. 

(2) 1 Einkommen und Versorgungsbezüge aus ei­
nem Amtsverhältnis , aus einer Verwendung im öf­
fentlichen Dienst oder Renten aus einer zusätzli­
chen Alters- und Hinterbliebenenversorgung für 
Angehörige des öffentlichen Dienstes werden auf 
das Übergangsgeld angerechnet ; § 55 Abs. 3 und 4 
des Beamtenversorgungsgesetzes sind sinngemäß 
anzuwenden. 2Dasselbe gilt für Einkommen aus ei­
ner Beschäftigung bei Vereinigungen, Einrichtun­
gen oder Unternehmen, deren Kapital (Grundkapi­
tal, Stammkapital) sich zu mehr als 50 v.H. in öf­
fentlicher Hand befindet oder die zu mehr als der 
Hälfte aus öffentlichen Mitteln unterhalten wer­
.den. 3Angerechnet werden auch das Übergangs­
geld und die Altersentschädigung, die der Berech­
tigte als ehemaliges Mitglied des Europäischen 
Parlaments, des Deutschen Bundestags oder der 
gesetzgebenden Körperschaft eines anderen Lan­
des erhält. 4Art. 22 Abs. 7 findet entsprechende An­
wendung. 

(3) lAuf Antrag ist das Übergangsgeld nach Ab­
satz 1 in einer Summe oder monatlich zum halben 
Betrag für gen doppelten Zeitraum zu bezahlen. 
2Wurde ein Ubergangsgeld in einer Summe gezahlt, 
und erhält das ehemalige Mitglied des Bayerischen 
Landtags später Einkommen oder Versorgungsbe­
züge im Sinn von Absatz 2, so ist der Betrag zu er­
statten, der bei monatlicher Zahlung nach Absatz 2 
anzurechnen wäre. 3Der Präsident bestimmt, in 
welchen Teilbeträgen zu erstatten ist. 

(4) lTritt ein ehemaliges Mitglied des Bayeri­
schen Landtags wieder in den Bayerischen Landtag 
ein, so ruht bei monatlicher Zahlung der Anspruch 
nach Absatz 1. 2Wurde das ehemalige Mitglied des 

Bayerischen Landtags in einer Summe abgefunden, 
so ist der Betrag, der bei monatlicher Zahlung ruhen 
würde, zu erstatten. 3Der Präsident bestimmt, in 
welchen Teilbeträgen zu erstatten ist. 4 Der Anspruch 
ruht auch, solange das ehemalige Mitglied des Baye­
rischen Landtags Entschädigung als Abgeordneter 
des Europäischen Parlaments, des Deutschen Bun­
destags oder der gesetzgebenden Körperschaft eines 
anderen Landes bezieht; Satz 2 gilt entsprechend. 

(5) lErhält ein ehemaliges Mitglied des Bayeri­
schen Landtags als Mitglied des Europäischen Par-

·laments, des Deutschen Bundestags oder der ge­
setzgebenden Körperschaft ~ines anderen Landes 
nicht den Höchstbetrag des Ubergangsgeldes nach 
den dort geltenden Bestimmungen, so lebt der An­
spruch auf Ubergangsgeld nach diesem Gesetz in 
Höhe des Unterschieds betrags wieder auf. 2Der Ge­
samtbetrag an Übergangsgeld aus verschiedenen 
Mandatszeiten darf jedoch den jeweiligen Höchst­
betrag nach Absatz 1 nicht überschreiten. 

(6) Stirbt ein ehemaliges Mitglied des Bayerischen 
Landtags , so werden die Leistungen nach Absatz 1 
an den überlebenden Ehegatten und die Abkömm­
linge fortgesetzt, wenn Ansprüche auf Hinterbliebe­
nenversorgung nach diesem Gesetz nicht entstehen; 
sind mehrere gleichberechtigte Personen vorhan­
den, so ist für die Bestimmung des Zahlungsempfän­
gers die Reihenfolge der Aufzählung maßgebend. 

(7) lAbsatz 1 gilt nicht, wenn das Mitglied die 
Mitgliedschaft im Bayerischen Landtag auf Grund 
des Art . 24 des Landeswahlgesetzes verliert . 2Der 
Präsident kann die Zahlungen aussetzen, wenn ein 
Verfahren zu erwarten ist, das die Folgen nach 
Art. 24 des Landeswahlge~etzes nach sich zieht. 

Art. 12 

Anspruch auf Altersentschädigung 

1 Ein Mitglied des Bayerischen Landtags erhält 
nach seinem Ausscheiden eine Altersentschädigung, 
wenn es das 65. Lebensjahr vollendet und dem 
Bayerischen Landtag acht Jahre angehört hat. 2Mit 
jedem weiteren Jahr bis zum 18. Jahr der Mitglied­
schaft im Bayerischen Landtag entsteht der Anspruch 
auf Altersentschädigung ein Lebensjahr früher. 
3 Art. 11 Abs. 1 letzter Satz gilt entsprechend. . 

Art. 13 

Höhe der Altersentschädigung 

1 Die Altersentschädigung beträgt bei einer Mit­
gliedschaft im Bayerischen Landtag von acht Jah­
ren 35 v.H. der Entschädigung nach Art. 5 Abs.l. 
2Sie erhöht sich für jedes weitere Jahr der Mitglied­
schaft bis zum 18 . Jahr um vier v.H. 3Die Zeit der 
Wahrnehmung der Ämter des Präsidenten und sei­
ner Stellvertreter wird der Berechnung der Alters­
entschädigung nach den Sätzen 1 und 2 mit der 
Entschädigung nach Art. 5 Abs. 2 zugrunde gelegt. 
4 Art . 11 Abs. 1 letzter Satz gilt entsprechend. 

Art. 14 

Berücksichtigung von Mandatszeiten 
in anderen Parlamenten 

1 Zei ten der Mitgliedschaft im Europäischen Par­
lament, im Deutschen Bundestag und im Parlament 
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eines anderen Landes der Bundesrepublik 
Deutschland gelten auf Antrag als Zeiten der Mit­
gliedschaft im Sinn des Art. 12. 2Werden durch die 
Anrechnung von Mandatszeiten die Voraussetzun­
gen für einen Anspruch nach diesem Gesetz erfüllt, 
so wird Altersentschädigung gezahlt. 

Art. 15 

Gesundheitsschäden 

(1) lHat ein Mitglied des Bayerischen Landtags 
während seiner Zugehörigkeit zum Bayerischen 
Landtag ohne sein grobes Verschulden Gesund­
heitsschäden erlitten, die seine Arbeitskraft dau­
ernd und so wesentlich beeinträchtigen, daß es sein 
Mandat und bei seinem Ausscheiden aus dem Baye­
rischen Landtag die bei seiner Wahl zum Bayeri­
schen Landtag ausgeübte oder eine andere zumut­
bare Erwerbstätigkeit nicht ausüben kann, so er­
hält es unabhängig von den in Art . 12 vorgesehenen 
Voraussetzungen eine Altersentschädigung, deren 
Höhe sich nach Art. 13 richtet, mindestens jedoch 
die Mindestaltersentschädigung nach Art. 13. 21st 
der Gesundheitsschaden durch einen Unfall in Aus­
übung oder infolge des Mandats eingetreten, so er­
höht sich der Bemessungssatz nach Art. 13 um 
20 v.H. bis höchstens 75 v.H. 

(2) Erleidet ein ehemaliges Mitglied des Bayeri­
schen Landtags, das unabhängig vom Lebensalter 
die Voraussetzung der Mitgliedschaftsdauer nach 
Art. 12 erfüllt, Gesundheitsschäden im Sinn des 
Absatzes 1, so erhält es Altersentschädigung, deren 
Höhe sich nach Art. 13 richtet. 

(3) 1 Leistungen nach den Absätzen 1 und 2 wer­
den nur auf Antrag gewährt. 2Für zurückliegende 
Zeiten werden Leistungen nach den Absätzen 1 
und 2 höchstens für drei Monate vor AntragsteI­
lung gewährt. 

Art. 16 

Versorgungsabfindung 

(1) lEin Mitglied des Bayerischen Landtags, das 
bei seinem Ausscheiden weder eine Anwartschaft 
noch einen Anspruch auf Altersentschädigung 
nach den Art. 12 bis 15 erworben hat , erhält für die 
Zeit der Zugehörigkeit im Bayerischen Landtag 
auf Antrag eine Versorgungsabfindung. 2Sie wird 
für jeden angefangenen Monat der Mitgliedschaft 
im Bayerischen Landtag in Höhe des für diesen Mo­
nat jeweils geltenden Höchstbeitrags zur Renten­
versicherung der Angestellten zuzüglich 20 v.H. 
dieses Höchstbeitrags gezahlt. 

(2) Werden die Voraussetzungen für eine Versor­
gungsabfindung nach Absatz 1 erfüllt, diese aber 
nicht in Anspruch genommen, wird auf Antrag für 
die Dauer der Mitgliedschaft im Bayerischen Land­
tag nach Maßgabe des § 23 Abs. 2,4,7 und 8 des Ab­
geordnetengesetzes des Bundes eine Nachversiche­
rung zur gesetzlichen Rentenversicherung und in 
entsprechender Anwendung des § 23 Abs. 3 dessel­
ben Gesetzes für eine zusätzliche Alters- und Hin­
terbliebenenversorgung vorgenommen. 

. (3) An Stelle der Versorgungs abfindung nach 
Absatz 1 wird die Zeit der Mitgliedschaft im Baye­
rischen Landtag auf Antrag als Dienstzeit im Sinn 

des Besoldungs- und Versorgungs rechts der Beam­
ten und Richter berücksichtigt. 

(4) Im Fall des Wiedereintritts in den Bayeri­
schen Landtag beginnen die Fristen für die Mit­
gliedschaftsdauer nach Art. 12 neu zu laufen, wenn 
dem Mitglied des Bayerischen Landtags eine Ver­
sorgungsabfindung nach Absatz 1 gewährt wurde 
oder eine Anrechnung der Zeit der früheren Mit­
gliedschaft als Dienstzeit nach Absatz 3 erfolgt ist. 

Art . 17 

Überbrückungs geld für Hinterbliebene 

(1) IStirbt ein Mitglied des Bayerischen Land­
tags, so erhalten sein überl.ebender Ehegatte und 
seine Abkömmlinge ein Uberbrückungsgeld in 
Jj:öhe einer Entschädigung nach Art. 5 Abs. 1. 2Das 
Uberbrückungsgeld beträgt bei einer Dauer der 
Mitgliedschaft von mehr als acht Jahren das Ein­
einhalbfache der Entschädigung nach Art. 5 Abs. 1. 
3.Sind mehrere Berechtigte vorhanden, ist das 
Uberbrückungsgeld in der Reihenfolge der Aufzäh­
lung in Satz 1 zu gewähren; bei Vorliegen eines 
wichtigen Grundes kan.n von dieser Reihenfolge 
abgewichen oder das Uberbrückungsgeld aufge­
teilt werden. 4Sind Hinterbliebene im Sinn des Sat­
zes 1 nicht vorhanden, so wird auf Antrag sonstigen 
Personen, die die Kosten der letzten Krankheit 
oder der Bestattung getragen haben, das Über­
brückungsgeld bis zur Höhe ihrer Aufwendungen 
gewährt. 

(2) Das gleiche gilt beim Tod eines ehemaligen 
Mitglieds des Bayerischen Landtags, das Altersent­
schädigung erhält oder eine Anwartschaft auf AI­
tersentschädigung erworben hat; bei der Berech­
nung des Überbrückungsgeldes tritt an die Stelle 
der Entschädigung nach Art. 5 Abs. 1 die Altersent­
schädigung nach Art. 13 Sätze 1, 2 und 4. 

(3) 1 Die Hinterbliebenen eines Mitglieds des 
Bayerischen Landtags im Sinn von Absatz 1 Satz 1 
erhalten die noch nicht abgerechneten Leistungen 
nach diesem Gesetz, soweit sie im Zeitpunkt des To­
des fällig waren. 2Absatz 1 Satz 3 gilt entspre­
chend. 

Art. 18 

Hinterbliebenenversorgung 

(1) Der überlebende Ehegatte eines Mitglieds 
oder eines ehemaligen Mitglieds des Bayerischen 
Landtags erhält 60 v.H. der Altersentschädigung, 
sofern der Verstorbene im Zeitpunkt seines Todes 
die Voraussetzungen fjir die Gewährung einer 
Altersentschädigung erfüllte oder Anspruch auf 
Altersentschädigung hatte. 

(2) Der überlebende Ehegatte eines Mitglieds 
oder eines ehemaligen Mitglieds des Bayerischen 
Landtags, das unabhängig vom Lebensalter die 
Voraussetzung der Mitgliedschaftsdauer nach 
Art. 12 erfüllt , erhält 60 v.H. der Altersentschädi­
gung, deren Höhe sich nach Art. 13 bestimmt. 

(3) Der überlebende Ehegatte eines Mitglieds 
des Bayerischen Landtags, das die Voraussetzun­
gen des Art. 12 nicht erfüllt, erhält 60 v.H. der Min­

/ destaltersentschädigung nach Art. 13 . 
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(4) lDie Abkömmlinge eines ehemaligen Mit­
glieds des Bayerischen Landtags, das zur Zeit sei­
nes Todes Altersentschädigung erhalten hätte, ei­
nes verstorbenen Mitglieds des Bayerischen Land­
tags oder eines verstorbenen Empfängers von Al­
tersentschädigung erhalten Waisengeld. 2Es be­
trägt für die Vollwaise 20 und die Halbwaise zwölf 
v.H. der Altersentschädigung nach den Absätzen 1 
bis 3. 

Art. 18a 

Versorgungsausgleich 

Die Ermittlung des Wertunterschieds im Sinn 
des § 1587a Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
bestimmt sich nach § 25a des Abgeordnetengeset­
zes des Bundes. 

Art. 19 

Anwendung beamtenrechtlicher Vorschriften 

Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt 
ist, sind für die Versorgung die Vorschriften des Be­
amtenversorgungsgesetzes sinngemäß anzuwen­
den. 

3. Abschnitt 

Zuschuß zu den Kosten in Krankheits-, Geburts­
und Thdesfällen, Unterstützungen 

Art. 20 

Zuschuß zu den Kosten 
in Krankheits-, Geburts­

und Todesfällen 

(1) 1 Die Mitglieder und diej enigen ehemaligen 
Mitglieder des Bayerischen Landtags, die Versor­
gungsbezüge aus dem Versorgungswerk oder nach 
diesem Gesetz erhalten, sowie die Bezieher von 
Hinterbliebenenversorgung aus dem Versorgungs­
werk oder nach diesem Gesetz erhalten eine Bei­
hilfe zu den notwendigen Kosten in Krankheits-, 
Geburts- und Todesfällen in sinngemäßer Anwen­
dung der Beihilfevorschriften für die bayerischen 
Staatsbeamten, sofern sich ein Anspruch auf Bei­
hilfe nicht aus anderen Vorschriften ergibt. 2Das 
Überbrückungsgeld nach Art. 17 ist eine auf die Er­
stattung der Bestattungskosten anrechenbare Lei­
stung im Sinn dieser Vorschriften. 3 Versorgungs­
empfänger im Sinn dieser Vorschrift ist auch derje­
nige, dessen Anspruch auf Altersentschädigung 
deshalb ruht, weil er Übergangsgeld bezieht. 

(2) 1 Die Beihilfe wird auch gewährt für die 
Dauer des Anspruchs auf Übergangsgeld nach 
Art. 11 Abs. 1, mindestens jedoch für die Dauer von 
sechs Monaten nach Ausscheiden aus dem Bayeri­
schen Landtag. 2Besteht ein Anspruch auf eine Bei­
hilfe auch gegenüber dem Deutschen Bundestag, so 
ruht der Anspruch nach diesem Gesetz. 

(3) 1 An Stelle des Anspruchs auf Beihilfe nach 
den Absätzen 1 und 2 erhalten die in Absatz 1 ge­
nannten Personen einen Zuschuß zu ihren Kran­
kenversicherungsbeiträgen entsprechend § 27 
Abs.2 des Abgeordnetengesetzes des Bundes. 2Als 
Zuschuß ist die Hälfte des aus eigenen Mitteln ge­
leisteten Krankenversicherungsbeitrags, höchstens 

jedoch die Hälfte des Höchstbeitrags zur gesetzli­
chen Krankenversicherung (Beitrag der Allgemei­
nen Ortskrankenkasse München) monatlich zu 
zahlen. .. 

(4) lDie Entscheidung darüber, ob das Mitglied 
des Bayerischen Landtags an Stelle der Leistungen 
nach Absatz 1 den Zuschuß nach Absatz 3 in An­
spruch nehmen will, ist innerhalb von vier Mona­
ten nach Annahme des Mandats dem Präsidenten 
mitzuteilen; die Entscheidung ist für die Dauer der 
Wahlperiode unwiderruflich. 2Versorgungsemp­
fänger oder Bezieher von Hinterbliebenenversor­
gung haben die Entscheidung innerhalb von vier 
Monaten nach Zustellung des Versorgungsbe­
scheids dem Präsidenten mitzuteilen; sie bleiben 
an diese Entscheidung für die Dauer von minde­
stens vier Jahren gebunden. 

Art. 21 

Unterstützungen 

Der Präsident kann in besonderen Fällen einem 
Mitglied des Bayerischen Landtags einmalige Un­
terstützungen, einem ausgeschiedenen Mitglied 
des Bayerischen Landtags und dessen Hinterblie­
benen einmalige Unterstützungen und laufende 
Unterhaltszuschüsse gewähren. 

4. Abschnitt 

Anrechnung beim Zusammentreffen 
mehrerer Bezüge aus öffentlichen Kassen 

Art. 22 

Anrechnung mehrerer Bezüge 
aus öffentlichen Kassen 

(1) Hat ein Mitglied des Bayerischen Landtags 
neben der Entschädigung nach Art. 5 Anspruch auf 
Einkommen aus einem Amtsverhältnis oder aus 
der Verwendung im öffentlichen Dienst, so wird die 
Entschädigung um 50 v.H. gekürzt; der Kürzungs­
betrag darf jedoch 30 v.H . des Einkommens nicht 
übersteigen. 

(2) 1 Hat ein Mitglied des Bayerischen Landtags 
neben der Entschädigung nach Art. 5 Anspruch auf 
Versorgungsbezüge aus einem Amtsverhältnis oder 
aus einer Verwendung im öffentlichen Dienst, so 
wird die Entschädigung um 50v.H. der Versor­
gungsbezüge, höchstens jedoch um 50 v.H. der Ent­
schädigung nach Art. 5 Abs.l gekürzt. 2Entspre­
chendes gilt für Renten aus einer zusätzlichen Al­
ters- und Hinterbliebenenversorgung für Angehö­
rige des öffentlichen Dienstes; § 55 Abs. 3 und 4 des 
Beamtenversorgungsgesetzes sind sinngemäß an­
zuwenden. 

(3) 1 Versorgungsansprüche nach diesem Gesetz 
ruhen neben dem Einkommen aus einem Amtsver­
hältnis 'oder einer Verwendung im öffentlichen 
Dienst um 50 v.H. des Betrags, um den sie und das 
Einkommen die Entschädigung nach Art. 5 Abs. 1 
übersteigen, höchstens jedoch in Höhe des Einkom­
mens. 2Dem Einkommen nach Satz 1 sind Einkom­
men im Sinn von Art. 11 Abs. 2 Satz 2 gleichgestellt. 

(4) 1 Versorgungs ansprüche nach diesem Gesetz 
ruhen neben Versorgungs bezügen aus einem Amts-
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verhältnis oder einer Verwendung im öffentlichen 
Dienst um 50 v.H. des Betrags, um den sie und die 
Versorgungsbezüge aus dem Amtsverhältnis oder 
der Verwendung im öffentlichen Dienst die Ent­
schädigung nach Art. 5 Abs. 1 übersteigen, höch>­
stens jedoch in Höhe der Versorgungsbezüge. 2Ent­
sprechendes gilt beim Bezug von Renten im Sinn 
des § 55 Abs. 1 Satz 1 des Beamtenversorgungsge­
setzes nach Maßgabe des § 29 Abs. 4 Satz 2 des Ab­
geordnetengesetzes des Bundes. 

(5) Für die Zeit, für die das Mitglied des Bayeri­
schen Landtags eine Entschädigung als Mitglied 
des Europäischen Parlaments oder des Deutschen 
Bundestags erhält, wird die Entschädigung nach 
Art. 5 nicht gewährt. 

(6) 1 Bezieht ein ehemaliges Mitglied des Bayeri­
schen Landtags Versorgungsbezüge nach diesem 
Gesetz und eine Entschädigung als Mitglied des 
Europäischen Parlaments, des Deutschen Bundes­
tags oder als Abgeordneter in einer gesetzgebenden 
Körperschaft eines anderen Landes, so ruht der 
Versorgungsanspruch nach diesem Gesetz bis zur 
Höhe des Betrags der Entschädigung, die er als Ab­
geordneter des anderen Parlaments erhält. 2Die 
Versorgung nach diesem Gesetz ruht für ein ehema­
liges Mitglied des Europäischen Parlaments bis zur 
Höhe der Versorgung des Europäischen Parla­
ments. 3Entsprechendes gilt für die Hinterbliebe­
nen (Art. 18). 

(7) Die Absätze 1 bis 4 sind nicht auf Leistungen 
nach dem Gesetz über die Gewährung einer jährli­
chen Sonderzuwendung oder entsprec~ende Lei­
stungen auf Grund tariflicher Regelungen anzu­
wenden. 2Bei Anwendung der Absätze 1 bis 4 sind 
Aufwandsentschädigungen, Unfallausgleich, Ur­
laubsgelder und einmalige Zahlungen außer Be­
tracht zu lassen. 

(8) Bei den Anrechnungsgrenzen der Absätze 3 
und 4 wird die Zeit der Entschädigung nach Art. 5 
Abs.2 entsprechend berücksichtigt. 

5. Abschnitt 

Gemeinsame Vorschriften 

Art. 23 

Bericht über die Angemessenheit 
der Entschädigung 

(1) 1 Der Präsident erstattet dem Bayerischen 
Landtag in regelmäßigen Zeitabständen einen Be­
richt über die Angemessenheit der Entschädigung 
(Art. 5) und der Aufwandsentschädigung (Art. 6). 
2Dieser Bericht muß erstattet werden, wenn der 
Ältestenrat es verlangt. 

(2) I Es wird eine aus sieben unabhängigen Mit­
gliedern bestehende Kommission gebildet, die den 
Präsidenten bei der Abfassung des Berichts zu be­
raten hat. 2Die Mitglieder dieser Kommission dür­
fen nicht dem Bayerischen Landtag oder dem Deut­
schen Bundestag angehören. 

(3) Die Mitglieder dieser Kommission werden 
vom Bayerischen Landtag auf Vorschlag des Älte­
stenrats berufen. 

Art. 24 

Beginn und Ende der Ansprüche, 
Zahlungsvorschriften 

(1) 1 Die in den Art. 5, 6 Abs .. 1 bis 3 und in Art. 20 
geregelten Ansprüche entstehen mit dem Tag der 
Annahme der Wahl, auch wenn die Wahlperiode des 
letzten Bayerischen Landtags noch nicht abgelau­
fen ist. 2Ausscheidende Mitglieder des Bayerischen 
Landtags erhalten die Entschädigung nach Art. 5 
und die Aufwandsentschädigung nach Art. 6 bis 
zum Ende des Monats , in dem ihre Mitgliedschaft 
endet. 3Mitglieder des Präsidiums des Bayerischen 
Landtags sowie Mitglieder und stellvertretende 
Mitglieder des Zwischenausschusses erhalten die 
Leistungen nach Satz 1 bis zum Ende des Monats , 
in dem ein neugewählter Landtag zusammentritt. 
4Die Leistungen nach Satz 1 werden für einen Mo­
nat nur einmal gewährt. 

(2) Die Aufwendungen für die Beschäftigung 
von Mitarbeitern werden längstens bis zum Ende 
des fünften Monats nach dem Monat des Ausschei­
dens ersetzt, es sei denn, das Arbeitsverhältnis 
wird zu einem früheren Zeitpunkt beendet. 

(3) 1 Die Altersentschädigung wird vom Ersten 
des Monats, in welchem das anspruchsbegründende 
Ereignis eintritt , bis zum Ablauf des Monats ge­
währt , in dem der Berechtigte stirbt. 2Sie wird vom 
Ersten des folgenden Monats an gewährt , wenn für 
den Monat, in welchem das anspruchsbegründende 
Ereignis eintritt, die Leistungen nach Absatz 1 
Satz 2 gewährt wurden. 

(4) 1 Der Anspruch auf AltersentschädigunKruht 
während der Zeit, für die ein Anspruch auf Uber­
gangsgeld nach Art. 11 Abs. 1 besteht. 2Der An­
spruch auf Altersentschädigung ruht ferner bei 
einem späteren Wiedereintritt in den Bayerischen 
Landtag für die Dauer der Mitgliedschaft. 

(5) 1 Altersentschädigung nach diesem Gesetz 
wird nicht gezahlt, wenn das Mitglied des Bayeri­
schen Landtags oder das ehemalige Mitglied des 
Bayerischen Landtags seine Mitgliedschaft im 
Bayerischen Landtag auf Grund des Art. 24 Satz 2 
des Landeswahlgesetzes verliert oder verlieren 
würde. 2Für die Zeit der Mitgliedschaft im Bayeri­
schen Landtag gilt Art. 16. 

(6) IDie Entschädigung nach Art. 5, die Auf­
wandsentschädigung nach Art . 6 Abs. 2 Satz 1 und 
die Leistungen nach den Art. 11, 12, 15, 18 und 20 
Abs: 3 werden monatlich im voraus gezahlt. 21st nur 
ein Teil zu leisten, so wird für jeden Kalendertag 
ein Dreißigstel gezahlt. 3 Art. 25 gilt entsprechend. 

(7) 1 Im Fall der Auflösung des Bayerischen 
Landtags stehen den Mitgliedern des Bayerischen 
Landtags die in den Art. 5 und 6 geregelten Ansprü­
che bis zum Ende des Monats zu, in dem die Neu­
wahl stattfindet. 2Für die Mitglieder des neu ge­
wählten Bayerischen Landtags entstehen diese An­
sprüche bereits mit dem Ersten des auf die Neu­
wahl folgenden Monats , sofern sie nicht nach Ab­
satz 1 zu einem früheren Zeitpunkt entstanden sind. 

Art. 25 

Aufrundung 

Die Leistungen nach den Art . 11 bis 18 werden 
auf volle Deutsche Mark aufgerundet. 
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Art. 26 

Verzicht, Übertragbarkeit 

1 Ein Verzicht auf die Entschädigung nach Art. 5., 
auf die Aufwandsentschädigung nach Art. 6 sowie 
auf die Leistungen des 2. Abschnitts eies Dritten 
Teils dieses Gesetzes mi t Ausnahme des Ubergangs­
geldes nach Art. 11 ist unzulässig. 2Der Anspruch 
aus Art. 6 ist nicht übertragbar. 3Der Anspruch auf 
Entschädigung nach Art. 5 ist nur bis zur Hälfte 
übertragbar. 4Im übrigen gelten die Vorschriften 
der §§ 850 ff. der Zivilprozeßordnung. 

Art. 27 

Verwendung im öffentlichen Dienst 

Verwendung im öffentlichen Dienst im Sinn die­
ses Gesetzes ist eine Verwendung im Sinn des § 53 
Abs. 5 des Beamtenversorgungsgesetzes. 

Vierter Teil 

Angehörige des öffentlichen Dienstes 
im Bayerischen Landtag 

1. Abschnitt 

Wahlvorbereitungsurlaub 

Art. 28 

Wahlvorbereitungsurlaub 

lStimmt ein Beamter seiner Aufstellung als Be­
werber für die Wahl zum Bayerischen Landtag, zu 
einer gesetzgebenden Körperschaft eines anderen 
Landes oder zum Deutschen Bundestag zu, so ist 
ihm auf Antrag innerhalb der letzten zwei Monate 
vor dem Wahltag der zur Vorbereitung seiner Wahl 
erforderliche Urlaub unter Wegfall der Dienstbe­
züge zu gewähren. 2Der Wegfall der Dienstbezüge 
berührt den Anspruch des Beamten auf Beihilfen 
zu Aufwendungen in Krankheits- , Geburts- und 
Todesfällen sowie zur Gesundheitsvorsorge nicht ; 
dies gilt für die übrigen Beschäftigten des öffentli­
chen Dienstes entsprechend. 

2. Abschnitt 

Unvereinbarkeit von Amt und Mandat 

Art. 29 

Unvereinbare Ämter 

1 Ein Beamter mit Dienstbezügen kann nicht Mit­
glied des Bayerischen Landtags sein. 2Dies gilt 
auch für die Beamten mit Dienstbezügen im Sinn 
der Beamtengesetze anderer Länder und des Bun­
des , ebenso für Beamte und hauptberufliche Ange­
stellte von juristischen Personen oder sonstigen Or­
ganisationen des öffentlichen oder privaten Rechts, 
an denen die öffentliche Hand mit mehr als 50 v. H. 
beteiligt ist; eine Beteiligung am Stimmrecht ge­
nügt . 

Art. 30 

Ruhen der Rechte und Pflichten aus einem 
öffen tlich - rechtlichen Dienstverhältnis 

(1) lEin in den Bayerischen Landtag gewählter 
Beamter mit Dienstbezügen scheidet mit der An­
nahme der Wahl aus seinem Amt aus. 2Die Rechte 
und Pflichten aus dem Dienstverhältnis eines in 
den Bayerischen Landtag gewählten Beamten mit 
Dienstbezüg~n ruhen vom Tag der Annahme der 
Wahl für die Dauer der Mitgliedschaft mit Aus­
nahme der Pflicht zur Amtsverschwiegenheit und 
des Verbots der Annahme von Belohnungen und 
Geschenken. 3Der Beamte hat das Recht, seine 
Amts- oder Dienstbezeichnung mit dem Zusatz 
"außer Dienst" ("a.D.") zu führen. 4Bei unfallver­
letzten Beamten bleiben die Ansprüche auf das 
Heilverfahren und einen Unfallausgleich unbe­
rührt. 5Satz 2 gilt längstens bis zum Eintritt oder 
bis zur Versetzung in den Ruhestand. 

(2) Für den in den einstweiligen Ruhestand ver­
setzten Beamten gilt Absatz 1 längstens bis zum 
Eintritt oder bis zur Versetzung in den dauernden 
Ruhestand sinngemäß. 

(3) 1 Einem in den Bayerischen Lan~ltag gewähl­
ten Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst 
ist auf seinen Antrag Urlaub ohne Anwärterbezüge 
zu gewähren. 2Wird der Beamte nach Bestehen der 
Laufbahnprüfung zum Beamten auf Probe er­
nannt, so ruhen seine Rechte und Pflichten aus die­
sem Dienstverhältnis nach Absatz 1 von dem Tag 
an, mit dem die Ernennung wirksam wird. 

Art. 31 

Wiederverwendung 
nach Beendigung des Mandats 

(1) lNach der Beendigung der Mitgliedschaft im 
Bayerischen Landtag ruhen die in dem Dienstver­
hältnis eines Beamten begründeten Rechte und 
Pflichten für längstens weitere sechs Monate. 2Der 
Beamte ist auf seinen Antrag, der binnen drei Mo­
naten seit der Beendigung der Mitgliedschaft zu 
stellen ist, spätestens drei Monate nach AntragsteI­
lung wieder in das frühere Dienstverhältnis zu­
rückzuführen. 3 Das ihm zu übertragende Amt muß 
derselben oder einer gleichwertigen Laufbahn an­
gehören wie das zuletzt bekleidete Amt und mit 
mindestens demselben Endgrundgehalt ausgestat­
tet sein. 4 Vom Tag der AntragsteIlung an erhält er 
die Dienstbezüge des zuletzt bekleideten Amts. 

(2) lStellt der Beamte nicht binnen drei Mona­
ten seit der Beendigung der Mitgliedschaft im 
Bayerischen Landtag einen Antrag nach Absatz 1, 
so ruhen die in dem Dienstverhältnis begründeten 
Rechte und Pflichten (Art. 30 Abs. 1) weiter bis zum 
Eintritt oder bis zur Versetzung in den Ruhestand. 
2Die oberste Dienstbehörde kann den Beamten je­
doch, wenn er weder dem Bayerischen Landtag 
mindestens zwei Wahlperioden angehört noch bei 
der Beendigung der Mitgliedschaft im Bayerischen 
~andtag das 55. Lebensjahr vollendet hat, unter 
Ubertragung eines Amts im Sinn des Absatzes 1 
Satz 3 wieder in das frühere Dienstverhältnis zu­
rückführen; lehnt der Beamte die Rückführung ab 
oder folgt er ihr nicht, so ist er entlassen. 3Satz 2 
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ist nicht anzuwenden, wenn der Beamte während 
der Dauer seiner Mitgliedschaft im Bayerischen 
Landtag Mitglied der Bayerischen Staatsregierung 
gewesen ist. 

Art. 32 

Dienstzeiten im öffentlichen Dienst 

(1) 1 Das Besoldungsdienstalter eines Beamten 
wird unbeschadet der Regelung des Art. 16 Abs. 3 
nach Beendigung der Mitgliedschaft im Bayeri­
schen Landtag um die Hälfte der Dauer der Mit­
gliedschaft hinausgeschoben. 2Dies gilt auch für 
die Zeit, in der die Rechte und Pflichten aus dem 
Dienstverhältnis nach Art. 31 Abs. 1 ruhen, bis zur 
Zurückführung in das frühere Dienstverhältnis. 

(2) Wird der Beamte nicht nach Art. 31 in das frü­
here Dienstverhältnis zurückgeführt, so wird das 
Besoldungsdienstalter um die Zeit nach Beendi­
gung der Mitgliedschaft im Bayerischen Landtag 
bis zum Eintritt des Versorgungsfalls hinausge­
schoben. 

(3) 1 Die Zeit der Mitgliedschaft im Bayerischen 
Landtag gilt unbeschadet der Regelung des Art . 16 
Abs. 3 nicht als Dienstzeit im Sinn des Versorgungs­
rechts. 2Das gleiche gilt für die Zeit nach der Been­
digung der Mitgliedschaft im Bayerischen Land­
tag, wenn der Beamte nicht nach Art. 31 in das frü­
here Dienstverhältnis zurückgeführt wird. 3Satz 2 
ist nicht anzuwenden, wenn ein Antrag nach Art. 31 
Abs. 1 Satz 2 gestellt wird. 

(4) Nach Beendigung der Mitgliedschaft im 
Bayerischen Landtag ist die Zeit der Mitgliedschaft 
auf laufbahnrechtliche Dienstzeiten, mit Aus­
nahme der Probezeit, anzurechnen. 

Art. 33 

Entlassung 

Der Beamte, der in ein mit dem Mandat unverein­
bares Amt berufen wird, ist zu entlassen, wenn er 
zur Zeit der Ernennung Mitglied des Bayerischen 
Landtags, des Deutschen Bundestags, des Europäi­
schen Parlaments oder einer gesetzgebenden Kör­
perschaft eines anderen Landes war und nicht inner­
halb der von der obersten Dienstbehörde zu bestim­
menden angemessenen Frist sein Manda t nieder legt. 

Art. 34 

Beförderungsverbot 

1 Legt ein Beamter sein Mandat nieder und be­
wirbt er sich zu diesem Zeitpunkt erneut um einen 
Sitz im Bayerischen Landtag, im Deutschen Bun­
destag oder im Europäisachen Parlament, so ist die 
Übertragung eines anderen Amts mit höherem 
Endgrundgehalt und die Übertragung eines ande­
ren Amts beim Wechsel der Laufbahngruppe nicht 
zulässig. 2Satz 1 gilt entsprechend für die Zeit zwi­
schen zwei Wahlperioden. 

Art. 35 

Beamte auf Zeit, Wahlbeamte auf Zeit 

(1) Die Rechte und Pflichten aus dem Dienstver­
hältnis eines Beamten auf Zeit oder eines Wahl-

beamten auf Zeit ruhen längstens bis zum Ablauf 
der Amtszeit. 

(2) 1 Fällt bei einem Wahlbeamten auf Zeit der 
Ablauf der Amtszeit auf einen Zeitpunkt nach dem 
Ausscheiden aus dem Bayerischen Landtag, gilt die 
Amtszeit zu diesem Zeitpunkt insgesamt als abge­
leistet. 2Kehrt der Wahlbeamte auf Zeit in der Zeit 
zwischen dem Ausscheiden aus dem Bayerischen 
Landtag und dem Ablauf seiner Amtszeit in ein 
Beamtenverhältnis zurück, so kann die Dienstzeit 
nur einmal berücksichtigt werden. 

(3) Art. 31 gilt nicht für Wahlbeamte auf Zeit. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für Wahlbe­
amte auf Zeit, die ein Mandat im D eutschen Bun­
destag annehmen. 

Art . 36 

Richter und Angestellte 
des öffentlichen Dienstes 

(1) Die Art. 30 bis 32 und 34 gelten für Richter 
entsprechend. 

(2) IDie Art. 29 bis 35 gelten für Angestellte des 
öffentlichen Dienstes sinngemäß. 2Nach Beendi­
gung der Mitgliedschaft im Bayerischen Landtag 
ist die Zeit der Mitgliedschaft auf Dienst- und Be­
schäftigungszeiten anzurechnen; im Rahmen einer 
bestehenden zusätzlichen Alters- und Hinterblie­
benenversorgung gilt dies nur im Hinblick auf Vor­
schriften, die die Anwartschaft oder den Anspruch 
dem Grund nach regeln. 

Fünfter Teil 

Übergangsregelung, Inkrafttreten 

. Art. 37 

Übergangsregelung für die Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes 

(1) IDer auf Grund des Gesetzes über die Unver­
.einbarkeit von Amt und Mandat für Angehörige 
des öffentlichen Dienstes (Rechtsstellungsgesetz) 
in den Ruhestand getretene Beamte, der in einen 
nach der Verkündung dieses Gesetzes zu wählen­
den Landtag gewählt wird, gilt mit dem Tag der An­
nahme des Mandats wieder als in das Beamtenver­
hältnis unter gleichzeitigem Ruhen der Rechte und 
Pflichten (Art. 30 Abs. 1) berufen, sofern er die all­
gemeinen Voraussetzungen für die Berufung in das 
Beamtenverhältnis noch erfüllt . 2Ansprüche, die 
bis zum Ende der laufenden Legislaturperiode hin­
sichtlich der Anrechnung von Mandatszeiten als 
Dienstzeit im Sinn des Besoldungs- und Versor­
gungsrechts entstanden sind, bleiben erhalten. 
3Das gilt entsprechend hinsichtlich der Rechte 
nach Art. 3 Abs. 7 des Rechtsstellungsgesetzes vom 
23 . Juni 1966. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Richter sowie 
sinngemäß für Angestellte des öffentlichen Dien­
stes, soweit sie zu dem im Rechtsstellungsgesetz ge­
nannten Personenkreis gehören. 
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Art. 38 

Versorgung für Zeiten 
vor Inkrafttreten des Gesetzes 

(1) Ein vor dem 1. Juni 1968 ausgeschiedenes 
Mitglied des Bayerischen Landtags oder seine Hin­
terbliebenen erhalten ab 1. April 1979 eine Alters­
entschädigung bzw. Hinterbliebenenversorgung 
nach den Art. 12 bis 19, 22, 24 Abs. 3 bis 6, Art. 25 
und 27. 

(2) lEin Mitglied des Bayerischen Landtags, das 
in der Zeit vom 1. Juni 1968 bis zum Inkrafttreten 
des Bayerischen Abgeordnetengesetzes aus dem 
Bayerischen Landtag ausgeschieden ist, und seine 
Hinterbliebenen erhalten Versorgung nach der Sat­
zung des Versorgungswerks des Bayerischen Land­
tags in der jeweils geltenden Fassung. 2 An Stelle 
der Versorgung nach Satz 1 wird auf Antrag für 
Zeiten der Mitgliedschaft im Bayerischen Landtag 
Versorgung nach diesem Gesetz gewährt; dabei 
werden Zeiten nicht berücksichtigt, soweit das Mit­
glied auf eigenen Antrag von der Mitgliedschaft be­
freit war oder ihm die eigenen Beiträge zur Alters­
und Hinterbliebenenversorgung erstattet worden 
sind. 3Der Antrag ist innerhalb von sechs Monaten 
nach Inkrafttreten dieser Bestimmung beim Präsi­
denten zu stellen. 

(3) Ein Mitglied, das dem Bayerischen Landtag 
bereits vor Inkrafttreten dieses Gesetzes angehört 
hat und erst nach seinem Inkrafttreten aus dem 
Bayerischen Landtag ausscheidet, erhält Altersent­
schädigung nach diesem Gesetz; dabei wird die 
Zeit der Mitgliedschaft vor Inkrafttreten dieses Ge­
setzes berücksichtigt, soweit nicht das Mitglied auf 
eigenen Antrag von der Mitgliedschaft befreit war 
oder ihm die eigenen Beiträge zur Alters- und Hin­
terbliebenenversorgung erstattet worden sind. 

(4) lAn Stelle der Altersentschädigung nach Ab­
satz 3 werden auf Antrag die nach der Satzung des 
Versorgungswerks des Bayerischen Landtags gelei­
steten eigenen Beiträge zur Alters- und Hinterblie­
benenversorgung zinslos erstattet. 2In diesem Fall 
bleiben die Zeiten der Mitgliedschaft im Bayeri­
schen Landtag vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
bei der Festsetzung der Altersentschädigung nach 
diesem Gesetz unberücksichtigt. 

(5) lAn Stelle der Altersentschädigung nach Ab­
satz 3 erhält ein Mitglied des Bayerischen Land­
tags, das die Anspruchsvoraussetzungen für ein 
Ruhegeld nach § 6 Abs. 1 der Satzung des Versor­
gungswerks des Bayerischen Landtags erfüllt, für 
die Zeit der Mitgliedschaft im Bayerischen Land­
tag vor Inkrafttreten dieses Gesetzes auf Antrag 
Ruhegeld nach § 6 der Satzung des Versorgungs­
werks des Bayerischen Landtags; für die Zeit nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes wird Altersentschä­
digung nach diesem Gesetz mit der Maßgabe ge­
währt, daß für jedes Jahr der Mitgliedschaft fünf 
v. H. der Entschädigung nach Art. 5 gezahlt werden. 
2Die anrechenbaren Zeiten vor und nach Inkraft­
treten dieses Gesetzes dürfen 16 Jahre nicht über­
steigen, für den Zeitpunkt der Anspruchsberechti­
gung auf Ruhegeld aus dem Versorgungswerk und 
auf Altersentschädigung nach diesem Gesetz wird 
die gesamte Dauer der Zugehörigkeit zum Bayeri­
schen Landtag zugrundegelegt. 3Das gleiche gilt 
für die Hinterbliebenen. 

(6) Die Anträge gemäß den Absätzen 4 und 5 sind 
innerhalb von sechs Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes beim Präsidenten zu stellen. 

(7) 1 Das Ruhegeld aus dem Versorgungswerk des 
Bayerischen Landtags wird entsprechend der Er­
höhung der Entschädigung nach Art. 5 d.ieses Ge­
setzes angepaßt. 2Entsprechendes gilt auch für die 
Berechnungsgrundlage für ein künftiges Ruhegeld, 
wenn eine Anwartschaft hierauf besteht. 

Art. 39 

Versorgungsabfindung 

lZeiten der Mitgliedschaft vor Inkrafttreten des 
Gesetzes werden auf Antrag auf die Zeiten nach 
Art. 16 angerechnet. 2Dies gilt nicht, soweit das 
Mitglied des Bayerischen Landtags auf eigenen An­
trag von der Pflichtmitgliedschaft im Versorgungs­
werk des Bayerischen Landtags befreit war oder 
ihm die eigenen Beiträge zur Alters- oder Hinter­
bliebenenversorgung erstattet worden sind. 

Art. 40 

Anrechnung früherer Versorgungs bezüge 

Leistungen nach der Satzung des Versorgungs­
werks des Bayerischen Landtags werden nicht in die 
Anrechnung nach Art. 22 Abs. 3 und 4 einbezogen. 

Art. 41 

Anrechnung von Zeiten 
für das Übergangsgeld 

1 Zeiten der Mitgliedschaft im Bayerischen Land­
tag, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes liegen, 
werden bei der Berechnung des Zeitraums, für den 
Ubergangsgeld zu zahlen ist, berücksichtigt. 2Dies 
gilt nicht, so"?eit die frühere Zeit durch die Gewäh­
rung eines Ubergangsgeldes bereits abgegolten 
wurde. 

Art. 42 

Zuschuß zu den Kosten in Krankheits-, 
Geburts- und Todesfällen und Unter­

stützungen für ehemalige Mitglieder des 
Bayerischen Landtags 

Art. 20 und 21 gelten auch für ehemalige Mitglie­
der des Bayerischen Landtags, die vor dem Inkraft­
treten dieses Gesetzes aus dem Bayerischen Landtag 
ausgeschieden sind, und für deren Hinterbliebene. 

Art. 43 

Besteuerung 

§ 22 Nr. 4 des Einkommensteuergesetzes findet 
erstmals auf Leistungen Anwendung, die auf 
Grund dieses Gesetzes gezahlt werden. 

Art.43a 

Anwendung bisherigen und neuen Rechts 
auf Versorgungs ansprüche 

und Versorgungsanwartschaften, 
die vor dem 1. November 1990 

entstanden sind 

(1) Versorgungsansprüche, die vor dem 1. No­
vember 1990 entstanden sind, richten sich nach 
dem bis zum 31. Oktober 1990 geltenden R~cht. 
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(2) Wurde vor dem 1. November 1990 eine An­
wartschaft auf eine Altersentschädigung nach den 
Art. 12 bis 14 erworben und tritt der Versorgungs­
fall vor dem 1. Januar 2002 ein, so bestimmt sich der 
Versorgungsanspruch nach dem bis zum 31. Okto­
ber 1990 geltenden Recht. 

(3) lTritt der Versorgungsfall nach dem 31. De­
zember 2001 ein, so bleibt eine vor dem 1. November 
1990 nach den Art. 12 bis 14 erworbene Anwart­
schaft auf eine Altersentschädigung sowohl hin­
sichtlich der Höhe als auch des Bezugszeitpunktes 
unberührt. 21m übrigen gelten der Steigerungssatz 
und, sofern dies günstiger ist, der Bezugszeitpunkt 
nach neuem Recht . 

(4) Die Versorgungsansprüche der Hinterbliebe­
nen nach Art. 18 sind hinsichtlich der Anwendung 
von bisherigem und neuem Recht abhängig von 
dem Anspruch oder der Anwartschaft auf Alters­
entschädigung des Verstorbenen im Zeitpunkt sei­
nesTodes. 

(5) Art. 11 Abs. 1 Satz 5 in der ab 1. November 
1990 geltenden Fassung findet nur Anwendung, 
wenn auf den Versorgungs fall ausschließlich neues 
Recht Anwendung findet. 

(6) Art. 22 findet in der ab 1. November 1990 gel­
tenden Fassung Anwendung. 

Art . 44 

Inkrafttreten, Weitergeltung alten Rechts 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme der Art. 2, 
3, 28 und 38 Abs. 1 Satz 2 am 28 . Oktober 1978 in 
Kraft ; Art. 2, 3, 28 und 38 Abs. 1 Satz 2 treten am 
1. August 1977 in Kraft *). 

(2) 1 Art. 16a des Gesetzes über die Aufwandsent­
schädigung der Abgeordneten des Bayerischen 

Landtags und die Satzung des Versorgungswerks 
des Bayerischen Landtags gelten in ihrer jeweiligen 
Fassung fort für die Mitglieder des Bayerischen 
Landtags, die bis zum Ende der laufenden Wahl­
periode aus dem Bayerischen Landtag ausgeschie­
den sind oder ausscheiden werden, und für solche 
Mitglieder, die Altersentschädigung nach Art. 38 
Abs. 5 beantragen. 2Satzungsänderungen des Ver­
sorgungswerks sind im Bayerischen Staatsanzeiger 
zu veröffentlichen. 

(3) Für Mitglieder des Bayerischen Landtags, die 
sich nach dem Rech tsstell ungsgese tz im Ruhestand 
befinden, gilt das Rech tss tell ungsgese tz fort , sofern 
sie bis zum Ende der laufenden Wahlperiode aus 
dem Bayerischen Landtag ausgeschieden sind oder 
ausscheiden werden. 

(4) Im übrigen treten mit dem allgemeinen In­
krafttreten dieses Gesetzes außer Kraft: 

1. das Gesetz über die Aufwandsentschädigung der 
Abgeordneten des Bayerischen Landtags mit 
Ausnahme des Art. 15a; Ansprüche nach Art. 15a 
werden nach den Bestimmungen der Art. 5 
Abs. 2, Art. 12, 13, 17 Abs. 2, Art . 18 und 22 dieses 
Gesetzes geregelt, sofern der Anspruchsberech­
tigte mit Ablauf der 8. Legislaturperiode das 
Amt des Landtagspräsidenten oder eines Land­
tagsvizepräsidenten nicht mehr b ekleidet ; 

2. das Gesetz über die Unvereinbarkeit von Amt 
und Mandat für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes (Rechtsstellungsgesetz) ; 

3. die Satzung des Versorgungswerks des Bayeri­
schen Landtags. 

*) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der 
u rsprünglichen Fassung vom 25. Juli 1977 (GVBI S. 369). Der 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der späteren Anderungen ergibt 
sich aus den jeweiligen Änderungsgesetzen. 
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2030-2-42-F 

Verordnung 
über die Gewährung einer 

ergänzenden Fürsorgeleistung 
an Beamte und Richter 

mit dienstlichem Wohnsitz in München 
(Fürsorgeverordnung München - FürsVM-) 

Vom 20. November 1990 

Auf Grund des Art. 86b des Bayerischen Beam­
tengesetzes erläßt die Bayerische Staatsregierung 
folgende Verordnung: 

§ 1 

(1) Beamte und Richter des Freistaates Bayern 
mit dienstlichem Wohnsitz in München erhalten 
eine ergänzende Fürsorgehüstung. 

(2) lEin Beamter oder Richter hat seinen dienst­
lichen Wohnsitz in München, wenn die Behörde -
oder bei einer räumlichen Teilung der Behörde - die 
Dienststelle (Außenstelle, Zweigstelle) , der der Be­
amte oder Richter angehört und bei der er überwie­
gend tätig ist, ihren Sitz im Stadtgebiet von Mün­
chen hat. 2Wird ein Beamter oder Richter für einen 
Zeitraum von länger als vier Wochen zu einer ande­
ren Behörde oder Dienststelle abgeordnet oder in­
nerhalb seiner Behörde zu einer anderen Dienst­
stelle umgesetzt, ist der Sitz der neuen Behörde 
oder Dienststelle für die Bestimmung des dienstli­
chen Wohnsitzes maßgebend. 3Für Beamte oder 
Richter, die an Dienststellen in verschiedenen Or­
ten tätig sind ohne bei einer Dienststelle überwie­
gend beschäftigt zu sein, bestimmt die oberste 
Dienstbehörde den dienstlichen Wohnsitz (§ 15 
Abs.2 Nr. 1 Bundesbesoldungsgesetz) . 

(3) Ein Beamter in Ausbildung hat seinen dienst­
lichen Wohnsitz in München 

1. für die Dauer der Ausbildung, solange diese 
schwerpunktmäßig bei Behörden oder Dienst­
stellen mit Sitz im Stadtgebiet von München 
durchgeführt wird; eine lediglich vorüberge­
hende Lehrgangs- oder sonst ausbildungsbe­
dingte Abwesenheit von München bleibt unbe­
rücksichtigt; 

2. für die Dauer der Zuweisung, wenn er ausbil­
dungsbedingt für mindestens vier Wochen einer 
Behörde oder Dienststelle mit Sitz im Stadtge­
biet von München zugewiesen wird oder 

3. für die Dauer der Teilnahme an einem minde­
stens vierwöchigen Lehrgang, wenn dieser Lehr­
gang im Stadtgebiet von München abgehalten 
wird. 

§ 2 

(1) Die ergänzende Fürsorgeleistung beträgt 

1. für Beamte in den Besoldungsgruppen 
A 2 bis A 10 150 Deutsche Mark monatlich, 

2. für Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst 
für eine Laufbahn mit einem Eingangsamt bis 
zur Besoldungsgruppe 
A 10 75 Deutsche Mark monatlich. 

(2) Erhält der Ehegatte des Beamten als Beam-
ter, Richter, Soldat oder Angestellter im öffentli­
chen Dienst (§ 29 Bundesbesoldungsgesetz) eine er­
gänzende Fürsorgeleistung im Sinn des Absatzes 1 
Nr.l oder einer vergleichbaren Regelung in Höhe 
von mindestens 80 v. H. der nach dieser Verordnung 
zustehenden Beträge oder gehört der Ehegatte als 
Beamter, Richter oder Soldat der Besoldungs­
gruppe A 11 und höher oder einer Besoldungs­
gruppe der Besoldungsordnungen B, C oder R oder 
als Angestellter einer vergleichbaren Vergütungs­
gruppe an, beträgt die ergänzende Fürsorgelei­
stung die Hälfte der Beträge nach Absatz 1. 

(3) 1 Ist der Beamte mit weniger als der Hälfte der 
regelmäßigen Arbeitszeit beschäftigt, verringert 
sich die ergänzende Fürsorgeleistung entsprechend 
der Ermäßigung der Arbeitszeit. 2Sie beträgt die 
Hälfte der Beträge nach Absatz 1, wenn der Ehe­
gatte des Beamten als Beamter, Richter, Soldat 
oder Angestellter im öffentlichen Dienst (§ 29 Bun­
desbesoldungsgesetz) mit mindestens der Hälfte 
der regelmäßigen Arbeitszeit beschäftigt ist . 

§ 3 

1 Die ergänzende Fürsorgeleistung nach § 2 er:' 
höht sich für jedes Kind, für das dem Beamten Kin­
dergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz tat­
sächlich gezahlt wird, um 40 Deutsche Mark monat­
lich. 2Den Erhöhungsbetrag für Kinder erhalten 
auch Beamte in Besoldungsgruppe A 11 bis A 13, 
HS 1 kw und CI, Richter und Staatsanwälte in Be­
soldungsgruppe R 1 bis zur vierten Lebensalters­
stufe und Beamte auf Widerruf im Vorbereitungs­
dienst für eine Laufbahn mit Eingangsamt in Be­
soldungsgruppe A 11 bis A 13. 3§ 2 Abs. 3 findet auf 
den Erhöhungsbetrag keine Anwendung. 

§ 4 

1 Die ergänzende Fürsorgeleistung wird je Kalen­
dermonat einmal gewährt und im voraus mit den 
Dienstbezügen gezahlt . 2§ 3 Abs.4 des Bundesbe­
soldungsgesetzesgilt entsprechend. 
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§ 5 

lEin Sonderzuschlag nach § 72 des Bundesbesol­
dungsgesetzes kann auf die ergänzende Fürsorge­
leistung nach dieser Verordnung ganz oder zum Teil 
angerechnet werden. 2Die näheren Einzelheiten 
dazu bestimmt das Staatsministerium der Finan­
zen. 

§ 6 

Die nichtstaatlichen Dienstherren können ihren 
Beamten mit dienstlichem Wohnsitz in München 
eine ergänzende Fürsorgeleistung höchstens in der 
in dieser Verordnung bestimmten Höhe gewähren. 

§ 7 

IDiese Verordnung tritt mit Wirkung vom ~. Au­
gust 1990 in Kraft. 2Sie tritt mit Ablauf des 31. De­
zember 1995 außer Kraft. 

München, den 20. November 1990 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. h . c. Max Strei bl 
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221O-8-2-1-1-WK 

Elfte Ve'rordnung 
zur Änderung der 

Vergabeverordnung ZVS 

Vom 8. November 1990 

Auf. Grund von Art. 16 Abs. 1 Nm. 1 bis 13 des 
Staatsvertrags über die Vergabe von Studienplät­
zen vom 14.Juni 1985 (GVBI 1986 S.218, BayRS 
2210-8-1-WK) in Verbindung mit § 72 Abs. 2 Sätze 1 
bis 3 des Hochschulrahmengesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 9. April 1987 (BGEl I 
S . 1170), zuletzt geändert durch Anlage I Kapitel XVI 
Sachgebiet A Abschnitt II Nr.2 des Einigungsver­
trags vom 31. August 1990 in Verbindung mit Art. 1 
des ' Gesetzes vom 23. September 1990 (BGEl II 
S.885, 1130) sowie Art. 11 Abs.2 des Gesetzes zur 
Ausführung des Staatsvertrags über die Vergabe 
von Studienplätzen vom 19. Februar 1988 (GVEl 
S . 18, BayRS 221O-8-2-WK) erläßt das Bayerische 
Staatsministerium für Unterricht, Kultus , Wissen­
schaft und Kunst folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die zentrale Vergabe von 
Studienplätzen und die Durchführung eines Fest­
stellungsverfahrens (Vergabeverordnung ZVS) vom 
31. Juli 1985 (GVBI S. 294, BayRS 2210-8-2-1-1-WK), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 31. Juli 1990 
(GVBI S . 312), wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 12 Abs. 3 werden folgende Sätze 2 bis 5 
angefügt: 

,,2 Die Quoten nach Satz 1 werden jeweils in ei­
nen Anteil für die Auswahl der Bewerber mit 
einer Hochschulzugangsberechtigung aus der 
ehemaligen Deutschen Demokratischen Repu­
blik und aus den in Art. 1 Abs. 1 des Vertrags 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik 
über die Herstellung der Einheit Deutschlands 
- Einigungsvertrag - vom 31. August 1990 ge­
nannten Ländern und dem Teil des Landes Ber­
lin, in dem das Grundgesetz bisher nicht galt, 
und in einen Anteil für die Auswahl der übri­
gen Bewerber unterteilt. 3Der jeweilige Anteil 
an Studienplätzen für Bewerber mit einer 
Hochschulzugangsberechtigung aus der ehe­
maligen Deutschen Demokratischen Republik 
und aus den in Art. 1 Abs. 1 des Einigungsver­
trags genannten Ländern und dem Teil des 
Landes Berlin, in dem das Grundgesetz bisher 
nicht galt , bemißt sich nach dem Anteil dieser 
Bewerber an der Gesamtzahl derjenigen Be­
werber, die bei der Auswahl in der jeweiligen 
Quote zu berücksichtigen sind. 4 Für jede Quote 
nach Satz 2 muß mindestens ein Studienplatz 
zur Verfügung gestellt werden, wenn in der ent­
sprechenden Quote mindestens ein Bewerber 
zu berücksichtigen ist. 5Für die Bewerber, die 
nicht den Quoten nach Satz 3 unterfallen, wer­
den bei der Auswahl nach dem Grad der Quali­
fikation nach Maßgabe der §§ 15 und 16 Lan­
desquoten gebildet. " 

2. § 13 wird wie folgt geändert : 

a) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

,,(5) Bewerber, die nach Art. 23 der Ver­
fassung der Deutschen Demokratischen Re­
publik bis zur Dauer von drei Jahren Wehr­
dienst oder einen entsprechenden Dienst in 
den kasernierten Einheiten des Ministe­
riums des Inneren, in der Zivilverteidigung 
oder in den Baueinheiten im Bereich des Mi­
nisteriums für Nationale Verteidigung nach 
den Buchstaben b bis d der Bekanntmachung 
vom 25 . März 1982 (GEl I Nr. 12 S. 268) abge­
leistet haben, werden in dem im Hauptan­
trag genannten Studiengang bevorzugt aus­
gewählt, wenn sie zu Beginn oder während 
ihres Dienstes in den Vergabeverfahren zum 
Sommersemester 1990 oder zum Winterse­
mester 1990/91 von der Zentralstelle zuge­
lassen worden sind; Absätze 3 und 4 gelten 
entsprechend. " 

b) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 

3. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 Satz 1 Nr. 1 Halbsatz 2 und Nr. 3 
Buchst. b werden jeweils nach den Worten 
,, § 13 Abs. 1" die Worte "oder Abs. 5" einge­
fügt . 

b) Dem Absatz 6 wird folgender Satz 3 ange­
fügt : 

,, 3Für die Zahl der Halbjahre nach dem 
31. März 1991, in denen der Bewerber an ei­
ner Hochschule in den in Art. 1 Abs. 1 des 
Einigungsvertrags genannten Ländern und 
in dem Teil des Landes Berlin, in dem das 
Grundgesetz bisher nicht galt, als Student 
eingeschrieben war, gilt Satz 1 entspre­
chend." 

4. Dem § 20 Abs. 1 wird folgender Satz 2 ange­
fügt : 

,, 2Für Bewerber, die nach dem 30. September 
1991 ein Studium an einer Hochschule in den in 
Art. 1 Abs. 1 des Einigungsvertrags genannten 
Ländern und in dem Teil des Land~s Berlin, in 
dem das Grundgesetz bisher nicht galt, abge­
schlossen haben, gilt Satz 1 entsprechend." 

5. In § 21 Abs. 2 Halbsatz 1 werden nach den Wor­
ten ,,§ 13 Abs.l " die Worte "oder Abs. 5" einge­
fügt . 

6. § 24 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 1 wird folgender neuer Satz 2 ein-
gefügt: . 

,,2Für die Quoten nach Satz 1 Nr. 1 und nach 
Satz 1 Nr. 3 gelten § 12 Abs. 3 Sätze 2 bis 5 
entsprechend. " 
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b) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 3 
und 4. 

7. Dem § 27 Abs. 2 wird folgender Satz 2 ange­
fügt: 

,,2Bewerbungssemester nach dem 31. März 1991 
werden auch dann nicht gezählt, wenn der Be­
werber an einer Hochschule in den in Art. 1 
Abs.l des Einigungsvertrags genannten Län­
dern und in dem Teil des Landes Berlin, in dem 
das Grundgesetz bisher nicht galt, als Student 
eingeschrieben war. " 

8. In § 30 Abs. 2 Halbsatz 1 werden nach den Wor­
ten ,,§ 13 Abs. 1" die Worte" oder Abs. 5" einge­
fügt. 

9. § 33 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2Die bevorzugte Auswahl nach § 13 Abs.l 
setzt voraus, daß der Bewerber von der Zen­
tralstelle oder nach § 32 von der Hochschule 
zugelassen worden ist; die bevorzugte Auswahl 
nach § 13 Abs. 5 setzt voraus, daß der Bewerber 
in den Vergabeverfahren zum Sommersemester 
1990 oder zum Wintersemester 1990/91 von der 
Zentralstelle oder nach § 32 von der Hoch­
schule zugelassen worden ist. " 

10. Anlage 1 wird wie folgt geändert: 

a) Bei dem Wort "Betriebswirtschaft" wird das 
Fußnotenzeichen ,,2" gestrichen. 

b) In der Fußnote 2 werden die Worte" Winter­
semester 1990/91" durch die Wort~ "Som­
mersemester 1991" ersetzt. 

11. Der Anlage 4 Nr. 3 wird folgender Satz 3 ange­
fügt: 

,,3Das Zweitstudienvorhaben eines Bewerbers, 
der nach einer Familienphase die Wiederein­
gliederung oder den Neueinstieg in das Berufs­
leben anstrebt, kann unabhängig von der Be­
wertung des Vorhabens und seiner Zuordnung 
zu einer der vorgenannten Fallgruppen durch 
Gewährung eines Zuschlags von bis zu 2 Punk­
ten bei der Meßzahlbildung berücksichtigt 
werden." 

§ 2 

1 Diese Verordnung tritt am 15. Dezember 1990 in 
Kraft. 2Sie gilt erstmals für das Vergabeverfahren 
zum Sommersemester 1991. 

München, den 8. November 1990 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Hans Zehetmair, Staatsminister 

2013-5-1-F 

Verordnung 
zur Aufhebung der Kostenmarkenordnung 

Vom 9. November 1990 

Auf Grund von Art. 26 Abs. 2 des Kostengesetzes 
und Art . 79 der Haushaltsordnung des Freistaates 
Bayern erläßt das Bayerische Staatsministerium 
der Finanzen im Einvernehmen mit den übrigen 
Bayerischen Staatsministerien und, soweit erfor­
derlich, mit Zustimmung des Bayerischen Obersten 
Rechnungshofs folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Verwendung von Ko­
stenmarken (Kostenmarkenordnung - KMO) vom 
24. März 1970 (BayRS 2013-5-1-F) wird aufge­
hoben. 

§ 2 

Diese Verordnung tritt am 31. Dezember 1990 in 
Kraft. 

München, den 9. November 1990 

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 

Dr. Georgvon Waldenfels, Staatsminister 
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2170-2-1-A 

Durchführungsverordnung 
zum Schwangerenberatungsgesetz 

(SchwBerV) 

Vom 13. November 1990 

Auf Grund des Art. 14 Abs. 4 Satz 2 des Schwan­
gerenberatungsgesetzes (BayRS 2170-2-A) erläßt 
das Bayerische Staatsministerium für Arbeit und 
Sozialordnung im Einvernehmen mit den Bayeri­
schen Staatsministerien des Innern und der finan­
zen folgende Verordnung: 

§ 1 

Zuschußfähiges Personal 

(1) Je Beratungsstelle ist jeweils eine ganze 
Stelle für eine Fachkraft nach Art. 12 Abs . 1 Nr. 1 
des Schwangerenberatungsgesetzes und für eine 
Angestellte im Schreibdiens.t zuschußfähig. 

(2) Umfaßt der festgelegte Einzugsbereich der 
Beratungsstelle mehr als 100000 EinwQhner, ist je­
weils für weitere 75000 Einwohner eine halbe 
Stelle für eine Fachkraft und eine viertel Stelle für 
eine Angestellte im Schreibdienst zuschußfähig, 
wenn der Umfang der Beratungstätigkeit die Be­
schäftigung der weiteren Kräfte erfordert. 

(3) Für Aushilfskräfte, die wegen Urlaub, Mut­
terschutz, Erziehungsurlaub und Krankheit des 
unter Absätze 1 und 2 genannten Personals benö­
tigt werden, sind die anteiligen Personalausgaben 
nach § 2 für die Zeit , in der die Aushilfskraft be­
schäftigt wird, zuschußfähig. 

(4) l Zur Aufrechterhaltung eines angemessenen 
Beratungsangebotes nach Art. 2 Abs. 1 des Schwan­
gerenberatungsgesetzes sind in begründeten Fäl­
len auch Personalausgaben zuschußfähig, die über 
die Absätze 1 bis 3 hinausgehen. 2Bei der Bemes­
sung des notwendigen Personals kann aber nur 
dann vom Einwohnerrichtwert abgewichen wer­
den, wenn sich die Beratungstätigkeit nachweis­
lich so ausgeweitet hat, daß sie mit dem nach den 
Absätzen 1 und 2 vorgesehenen Personal auf Dauer 
nicht mehr ordnungsgemäß im Sinn der Art. 3, 4, 5 
und 7 des Schwangerenberatungsgesetzes durchge­
führt werden kann. 

§ 2 

Höhe der zuschußfähigen Personalausgaben 

(1) 1 Die Höhe der zuschußfähigen Personalaus­
gaben bemißt sich nach Kostenpauschalen. 2Sie 
werden auf der Grundlage des Bundesangestellten­
tarifvertrages (BAT) und den ihn ergänzenden Ta­
rifverträgen in der für den Bereich der Tarifgemein -
schaft deutscher Länder geltenden Fassung festge­
setzt. 3Die Beträge der Kostenpauschalen werden 
jährlich durch das Staatsministerium für Arbeit 
und Sozialordnung bekanntgegeben. 4 Die Ko­
stenpauschalen sind als zuschußfähiger Aufwand 
auch dann zugrunde zu legen, wenn im Einzelfall 
die nach Absatz 2 berücksichtigten Aufwendungen 

nicht oder in anderer .Höhe anfallen. 5Für die zu­
treffende Eingruppierung sind die Bestimmungen 

, des BAT maßgebend. 

(2) Bei der Festsetzung der Kostenpauschalen 
werden berücksichtigt: 

1. die nach der jeweils zutreffenden Vergütungs­
gruppe zustehende Grundvergütung. Dabei ist 
abzustellen 

a) vor Vollendung des 29. Lebensjahres (Gruppe 
A) auf das Mittel der Grundvergütungen der 
Lebensaltersstufen 25 und 27; 

b) ab Vollendung des 29. Lebensjahres bis vor 
Vollendung des 37. Lebensjahres (Gruppe B) 
auf das Mittel der Grundvergütungen der Le­
bensaltersstufen 31 und 33; 

c) ab Vollendung des 37. Lebensjahres bis vor 
Vollendung des 45 . Lebensjahres (Gruppe C) 
auf das Mittel der Grundvergütungen der Le­
bensaltersstufen 39 und 41 ; 

d) nach Vollendung des 45. Lebensjahres 
(Gruppe D) auf die jeweilige Endgrundvergü­
tung. 

Die Zuordnung zu den einzelnen Gruppen be­
stimmt sich nach den Verhältnissen zu Beginn 
des Bewilligungszeitraumes. 

2. der tarifliche Ortszuschlag der Stufe 2 bei 
Gruppe A und D und Stufe 3 bei Gruppe Bund C; 

3. die allgemeine Zulage an Angestellte; 

4. die auf Grund der Nummern 1 bis 3 sich erge­
bende Zuwendung (Weihnachtszuwendung); 

5. die vermögenswirksamen Leistungen des Ar­
beitgebers sowie das Urlaubsgeld und 

6. ein Versorgungszuschlag von 23 v.H. aus diesen 
Bezügen. 

(3) Für Personal, dessen Beschäftigung für eine 
geringere als die regelmäßige tarifliche Arbeitszeit 
vereinbart ist, wird der Teil des Pauschalsatzes als 
zuschußfähig anerkannt, der dem Verhältnis der 
vereinbarten zur regelmäßigen tariflichen Arbeits-
zeit entspricht. . 

(4) Für Zeiten des Bezugs von Mutterschaftsgeld 
wird anstatt der Kostenpauschale nach Absatz 1 
der tatsächlich vom Arbeitgeber gezahlte Zuschuß 
zum Mutterschaftsgeld (§ 14 Abs. 1 des Mutter­
schutzgesetzes) zugrunde gelegt. 

. (5) Für das nach § 1 zuschußfähige Personal ent­
fällt die Pauschale, solange eine Stelle nicht besetzt 
ist oder wegen Krankheit, Mutterschutz, Erzie­
hungsurlaub u . ä . ein tariflicher oder gesetzlicher 
Vergütungsanspruch nicht besteht. 
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(6) Die sich nach den Absätzen 2 bis 4 für die ein­
zelne Kraft ergebenden zuschußfähigen Personal­
ausgaben sind auf volle Deutsche Mark abzurunden. 

§ 3 

Zuschußfähige Sachausgaben 

(1) Zuschußfähige Sachausgaben für eine Bera­
tungsstelle mit personeller Mindestbesetzung nach 
§ 1 Abs. 1 sind die notwendigen Aufwendungen für . 

1. die Erstausstattung der Beratungsstelle in an­
gemessenem Umfang, soweit noch nicht vor­
handen; 

2. Miete und Mietnebenkosten bis zur Höhe der 
ortsüblichen Miete sowie Reinigungskosten; 

3. Heizung, Strom,. Gas und Wasser; 

4. Ersatzbeschaffung von Büroeinrichtung und 
-maschinen sowie Instandhaltung der Räume 
im angemessenen Umfang; 

5. Drucksachen, Anzeigen, Plakate und sonstige 
Bekanntmachungen; 

6. Fachbücher und -zeitschriften; 

7. Supervision; 

8. Büro- und Schreibbedarf; 

9. Porto- und Fernsprechgebühren; 

10. Reisekosten; 

11. Fortbildungsmaßnahmen; 

12 . Versicherungen ; 

13. Vergütung von Honorarkräften. 

(2) 1 Bei der Festlegung der zuschußfähigen Aus­
gaben nach Absatz 1 Nr. 7 ist die Zahl der Mitarbei­
ter in den Beratungsstellen zu berücksichtigen. 
2Bei Beratungsstellen mit mehreren nach § 1 Abs. 2 
zuschußfähigen Stellen für Fachkräfte erhöht sich 
der Umfang der zuschußfähigen Sachausgaben 
nach Absatz 1 Nrn. 8 bis 12 entsprechend. 

(3) lAufwendungen nach Absatz 1 Nm. 5, 6, 7 
und 13 werden bis zu einem Höchstbetrag und Auf­
wendungen nach Absatz 1 Nrn. 8 bis 12 mit einem 
Pauschalbetrag erstattet. 2Die Höchst- und Pau­
schalbeträge werden durch Bekanntmachung des 
Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung 
im Einvernehmen mit den Staatsministerien des 
Innern und der Finanzen, im Benehmen mit den 
kommunalen Spitzenverbänden sowie nach Anhö­
rung der Kirchen und Spitzenverbände der freien 
Wohlfahrtspflege festgelegt. 

(4) Bei Beratungsstellen mitländlichen Einzugs­
gebieten kann der Pauschalbetrag für Aufwendun­
gen nach Absatz 1 Nrn. 9 und 10 überschritten wer­
den, wenn ein begründeter Mehrbedarf nachgewie­
sen wird. 

§4 

Auskunftspflicht der Beratungsstellen 

(1) Beratungsstellen nach Art.14 Abs.3 des 
Schwangerenberatungsgesetzes sind verpflichtet, 
den für die Gewährung der staatlichen und kom­
munalen Zuschüsse zuständigen Behörden 

1. auf Anfrage alle Auskünfte über den Umfang der 
Beratungs- und Informationstätigkeit, die zur 
Beurteilung der Notwendigkeit zuschußfähiger 
Personal- und Sachausgaben erforderlich sind, 
zu erteilen und 

2. die für die Zuschußgewährung erforderlichen 
Angaben und deren Anderungen unverzüglich 
mi tzu teilen. 

(2) Art.8 des Schwangerenberatungsgesetzes 
bleibt unberührt . 

§ 5 

Antrags- und Bewilligungsverfahren 

(1) Bis spätestens 1. Oktober des Vorjahres sollen 
Anträge auf Gewährung von 

1. staatlichen Zuschüssen bei den Regierungen und 

2. kommunalen Zuschüssen bei den zum festgeleg­
ten Einzugsbereich gehörenden Landkreisen 
und kreisfreien Gemeinden 

eingereicht werden. 

(2) 1 Die Regierungen prüfen die Anträge nach 
Absatz 1 Nr. 1, stellen im Einvernehmen mit den be­
teiligten Landkreisen und kreisfreien Gemeinden 
die Höhe der zuschußfähigen Gesamtkosten für die 
Bemessung der staatlichen Zuschüsse fest und be­
willigen die staatlichen Zuschüsse. 2Sie veranlas­
sen die Auszahlung der staatlichen Zuschüsse in 
vierteljährlichen Abschlagszahlungen und nehmen 
die Jahresabrechnung im letzten Viertel des Haus­
haltsjahres v,or. 

(3) 1 Die Regierungen prüfen die Verwendungs­
nachweise. 2Die beteiligten Landkreise und kreis­
freien Gemeinden können in diese Unterlagen Ein­
sicht nehmen. 3Für pauschalierte Sachausgaben 
nach § 3 Abs. 1 Nm. 8 bis 12 ist ein Verwendungs­
nachweis nicht erforderlich. 

(4) Die Vorschriften der Bayerischen Haushalts­
ordnung und der hierzu ergangenen Verwaltungs­
vorschriften finden entsprechende Anwendung. 

§ 6 

Inkrafttreten 

IDiese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1.Ja­
nu ar 1990 in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Durch­
führungsverordnung zum Schwangerenberatungs­
gesetz (SchwBerV) vom 1. September 1978 (BayRS 
2170-2-1-A), geändert durch Verordnung vom 
2. November 1983 (GVBl S. 1012), außer Kraft. 

München, den 13. November 1990 

Bayerisches Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Gebhard GI ü c k, Staatsminister 
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300-3-1-J 

Verordnung 
zur Änderung der 

Gerichtlichen Zuständigkeitsverordnung Justiz 

Vom 14. November 1990 

Auf Grund von § 689 Abs . 3 Satz 1 der Zivilpro­
zeßordnungin der Fassung vom 12. September 1950 
(BGBl S. 455), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
17. Mai 1990 (BGBl I S. 926), § 306 Abs. 1 Satz 2 in 
Verbindung mit § 132 Abs. 1 Satz 3 sowie § 306 
Abs. 2 in Verbindung mit § 99 Abs. 3 Satz 8 des Ak­
tiengesetzes vom 6. September 1965 (BGBl I S . 926), 
§ 89 Abs.l Satz 1, §§ 93 und 97 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbs beschränkungen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. Februar 1990 (BGBl I 
S. 235) , in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Nrn. 2, 25, 27 
und Abs. 2 der Zuständigkeitsübertragungsverord­
nung Justiz vom 17. Februar 1987 (GVBl S . 33 , 
BayRS 300-1- 3- J), zuletzt geändert durch Verord­
nung vom 12. Januar 1988 (GVBl S. 1) , erläßt das 
Bayerische Staatsministerium der Justiz folgende 
Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über gerichtliche Zuständigkei­
ten im Bereich des Staatsministeriums der Justiz 
(Gerichtliche Zuständigkeitsverordnung Justiz -
GZVJu) vom 2. Februar 1988 (GVBl S . 6, BayRS 
300-3-1-J) , geändert durch Verordnung vom 
18. Februar 1988 (GVBl S. 31), wird wie folgt geän­
dert : 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) §§ 4 und 5 erhalten folgende Fassung: 

,, § 4 Festsetzung des Regelunterhalts nicht­
ehelicher Kinder und Abänderung von 
Unterhaltstiteln 

§ 5 Mahnverfahren"; 

b) nach § 10 wird eingefügt : 

,,§ 10a Sicherung der außenstehenden Aktio­
näre bei Beherrschungs- und Gewinn­
abführungsverträgen " . 

2. §§ 4 und 5 werden wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift des § 4 erhält folgende Fas­
sung: 

"Festsetzung des Regelunterhalts nichteheli­
cher Kinder und Abänderung von Unterhalts­
titeln" ; 

b) der bisherige Wortlaut des § 4 wird § 4 Abs. 1; 

c) der Wortlaut des bisherigen § 5 wird § 4 Abs. 2; 

d) es wird folgender neuer § 5 eingefügt: 

,, § 5 

Mahnverfahren 

Auf Grund des § 689 Abs. 3 Satz 1 ZPO wer­
den für die Fälle, in denen der Antrag in einer 

nur maschinell lesbaren Aufzeichnungen ein­
gereicht wird, dem Amtsgericht Nürnberg 
die Mahnverfahren für die Bezirke der Amts­
gerichte Fürth und Nürnberg übertragen. " 

3. Nach § 10 wird folgender § 10a eingefügt: 

,,§ 10a 

Sicherung der außenstehenden Aktionäre 
bei Beherrschungs- und 

Gewinnabführungsverträgen 

(1) Auf Grund von § 306 Abs. 1 Satz 2 in Ver­
bindung mit § 132 Abs. 1 Satz 3 AktG werden die 
Entscheidungen nach § 304 Abs. 3 Satz 3, § 305 
Abs. 5 Sätze 2 und 3 AktG übertragen dem 

1. Landgericht München I 
für die Landgerichtsbezirke des Oberlandes­
gerichts München, 

2. dem Landgericht Nürnberg-Fürth 
für die Landgerichtsbezirke der Oberlandes­
gerichte Nürnberg und Bamberg. 

(2) Auf Grund von § 306 Abs. 2 in Verbindung 
mit § 99 Abs. 3 Satz 8 AktG wird die Entschei­
dung über die Beschwerden nach § 304 Abs.3 
Satz 3, § 305 Abs. 5 Sätze 2 und 3 in Verbindung 
mit § 306 Abs. 2 und § 99 Abs. 3 Satz 5 AktG dem 
Obersten Landesgericht übertragen." 

4. § 16 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,, (1) Auf Grund des § 89 Abs. 1 Satz 1 in Ver­
bindung mit § 97 des Gesetzes gegen Wettbe­
werbsbeschränkungen (GWB) werden die bür­
gerlichen Rechtsstreitigkeiten, für die nach § 87 
GWB ausschließlich die Landgerichte zuständig 
sind, und die bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, 
die sich aus Art. 85 oder 86 des Vertrags zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft ergeben, übertragen dem . , 
1. Landgericht München I 

für die Landgerichtsbezirke des Oberlandes­
gerichts München, 

2. Landgericht Nürnberg-Fürth 
für die Landgerichtsbezirke der Oberlandes­
gerichte Nürnberg und Bamberg. " 

5. In § 21 wird bei 

a) Nummer 1 "Oberlandesgerichtsbezirks" durch 
"Oberlandesgerichts" ersetzt, 

b) Nummer 2 "Oberlandesgerichtsbezirke" durch 
"Oberlandesgerichte" ersetzt. 
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§ 2 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1991 in 
Kraft . 

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt § 1 Nr.3 am 
1. Dezember 1990 in Kraft. 

München, den 14. November 1990 

Bayerisches Staatsministerium der Justiz 

Dr. M. Berghofer-Weichner, Staatsministerin 

Hinweis 

Folgende Verordnung wurde im Amtsblatt der 
Bayerischen Staatsministerien für Unterricht und 
Kultus und Wissenschaft und Kunst, Teil I, amtlich 
veröffentlicht: 

2210-4-1-2-9-WK 

Erste Verordnung zur Änderung der 
Rahmenstudienordnung für den 

Fachhochschulstudiengang 
Wirtschaftsingenieurwesen 

vom 26. September 1990 (KWMBI I S . 356) 
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